
CORSICA FERRIES FRANCE / DIRECTION GÉNÉRALE DES DOUANES 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Zweite Karamer) 
13. Dezember 1989* 

In der Rechtssache C-49/89 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag von der französi­
schen Cour de cassation in dem bei dieser anhängigen Rechtsstreit 

Corsica Fernes France, Gesellschaft französischen Rechts mit Sitz in Bastia, 

gegen 

Direction générale des douanes françaises 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 59, 
62 und 84 EWG-Vertrag 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten F. A. Schockweiler, der Richter 
G. F. Mancini und T. F. O'Higgins, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 
Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— die Firma Corsica Ferries France, Kassationsbeschwerdeführerin, vertreten 
durch die Rechtsanwälte Thouvenin, Paris, und Scapel, Marseille, 

— die Regierung der Französischen Republik, vertreten durch Claude Chavance, 
Attaché principal d'administration centrale bei der Direction des affaires juridi­
ques im Außenministerium als Bevollmächtigten, 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Jean Amphoux als Bevollmächtigten, 

aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 12. Okto­
ber 1989, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 8. No­
vember 1989, 

folgendes 

Urteil 

1 Die französische Cour de cassation hat mit Urteil vom 17. Januar 1989, beim Ge­
richtshof eingegangen am 23. Februar 1989, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine 
Frage nach der Auslegung des EWG-Vertrags, insbesondere seiner Artikel 59, 62 
und 84, zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit zwischen der Firma Corsica Ferries 
France und der Direction générale des douanes wegen Gebühren, die in den Jah­
ren 1981 und 1982 von dem Reeder für Passagiere erhoben wurden, die in den 
korsischen Häfen eingeschifft, ausgeschifft oder umgeschifft wurden. 

3 Für diese Häfen führt Artikel R.212-20 des französischen Code des ports mariti­
mes [Gesetzbuch über die Seehäfen] in der durch das Dekret vom 12. Mai 1981 
geänderten Fassung eine Gebühr für alle Passagiere ein, deren Zielhafen sich in 
Korsika, auf dem französischen Festland oder in Sardinien befindet, sowie eine 
Gebühr in gleicher Höhe für alle Passagiere, die von europäischen oder nordafri­
kanischen Häfen kommen oder sich dorthin begeben. 
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4 Nach Ansicht der Firma Corsica Fernes France verstößt diese Bestimmung gegen 
die Artikel 59 ff. EWG-Vertrag, da sie die Schiffe, die wie ihre Schiffe Fahrten 
zwischen Korsika und in anderen Staaten gelegenen Häfen durchführten und die 
Gebühr bei der Ankunft in und bei der Abfahrt von dem korsischen Hafen zu 
entrichten hätten, gegenüber den Schiffen diskriminiere, die Verbindungen zwi­
schen Korsika und den französischen Festlandshäfen bedienten und die Gebühr für 
die Passagiere nur beim Verlassen des korsischen Hafens zu entrichten hätten. 

5 Da die französische Cour de cassation der Auffassung ist, der Rechtsstreit erfor­
dere eine Auslegung bestimmter Artikel des EWG-Vertrags, hat sie das Verfahren 
ausgesetzt, bis der Gerichtshof eine Vorabentscheidung über folgende Frage erlas­
sen hat: 

„Sind der EWG-Vertrag und insbesondere seine Artikel 59, 62 und 84 dahin aus­
zulegen, daß ein Mitgliedstaat berechtigt ist, anläßlich der Benutzung von auf sei­
nem Inselterritorium gelegenen Hafeneinrichtungen durch ein Schiff Gebühren bei 
der Ausschiffung und bei der Einschiffung der Passagiere zu erheben, wenn die 
Passagiere von Häfen in einem anderen Mitgliedstaat kommen oder sich dorthin 
begeben, während diese Gebühren im Verkehr zwischen zwei im Inland gelegenen 
Häfen nur für die Einschiffung bei der Abfahrt vom Inselhafen erhoben werden?" 

6 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts des Ausgangsverfahrens sowie des 
Verfahrensablaufs und der beim Gerichtshof eingereichten schriftlichen Erklärun­
gen wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im folgenden nur 
insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

7 Zur Beantwortung der Frage der französischen Cour de cassation ist zunächst dar­
auf hinzuweisen, daß die französischen Rechtsvorschriften, um die es im Aus­
gangsverfahren geht, geeignet sind, den freien Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 59 Absatz 1 EWG-Vertrag zu beschrän­
ken, da sie die Dienstleistungserbringer, die Beförderungen zwischen einem Hafen 
im Inland und einem Hafen in einem anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft 
durchführen, gegenüber denjenigen diskriminieren, die Beförderungen zwischen 
zwei inländischen Häfen vornehmen. 
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8 Die Artikel des EWG-Vertrags über den freien Warenverkehr, die Freizügigkeit 
sowie den freien Dienstleistungs- und Kapitalverkehr stellen nämlich, wie der Ge­
richtshof schon mehrfach entschieden hat, Grundsatzbestimmungen für die Ge­
meinschaft dar, und jedes Hemmnis für diese Freiheit, sei es auch von geringer 
Bedeutung, ist verboten. 

9 Wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 6. Juli 1988 in der Rechtssache 127/86 
(Ledoux, Slg. 1988, 3741) entschieden hat, können unter anderem innerstaatliche 
fiskalische Maßnahmen, die die Ausübung dieser Freiheit durch den Wirtschafts­
teilnehmer beeinträchtigen, ein derartiges Hindernis bewirken. 

10 Zwar ist Artikel 59 EWG-Vertrag, der den freien Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Gemeinschaft gewährleistet, mit Ablauf der in Artikel 8 EWG-Vertrag gere­
gelten Übergangszeit unmittelbar und unbedingt anwendbar geworden, jedoch gel­
ten nach Artikel 61 Absatz 1 EWG-Vertrag für den freien Dienstleistungsverkehr 
auf dem Gebiet des Verkehrs die Bestimmungen des Titels über die gemeinsame 
Verkehrspolitik (Urteile vom 30. April 1986 in den verbundenen Rechtssachen 209 
bis 213/84, Asjes, Slg. 1986, 1457, und vom 13. Juli 1989 in der Rechtssache 4/88, 
Lambregts, Slg. 1989, 2583, Randnrn. 8 und 9). 

1 1 Wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 30. April 1986 (a. a. O., Randnr. 37) 
entschieden hat, folgt hieraus, daß auf dem Verkehrssektor das Ziel des Artikels 
59 EWG-Vertrag, die Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs während 
der Übergangszeit aufzuheben, im Rahmen der in den Artikeln 74 und 75 definier­
ten gemeinsamen Politik hätte erreicht werden müssen. 

12 Für die Seeschiffahrt im besonderen sieht Artikel 84 Absatz 2 EWG-Vertrag vor, 
daß der Rat darüber entscheiden kann, ob, inwieweit und nach welchen Verfahren 
geeignete Vorschriften für diese Verkehrsart zu erlassen sind. 

1 3 Der Rat hat jedoch erst durch die Verordnung Nr. 4055/86 vom 22. Dezember 
1986 zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf die 
Seeschiffahrt zwischen Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und Dritt-
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ländern (ABl. L 378, S. 1), die am 1. Januar 1987 in Kraft getreten ist, aufgrund 
von Artikel 84 Absatz 2 EWG-Vertrag die Maßnahmen erlassen, die zur Verwirk­
lichung des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet der Seeschiffahrt zwi­
schen den Mitgliedstaaten erforderlich sind. 

1 4 Daraus folgt, daß in den Jahren 1981 und 1982, dem im Ausgangsverfahren fragli­
chen Zeitraum, der freie Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet der Seeschiffahrt 
noch nicht verwirklicht war und die Mitgliedstaaten daher berechtigt waren, 
Rechtsvorschriften von der Art, wie sie Gegenstand des Ausgangsverfahrens sind, 
anzuwenden. 

15 Dem steht nicht entgegen, daß die betreffende Regelung 1981 wieder in den fran­
zösischen Code des ports maritimes aufgenommen worden ist, nachdem sie 1969 
aufgehoben worden war. Artikel 62 EWG-Vertrag, wonach die Mitgliedstaaten die 
bei seinem Inkrafttreten tatsächlich erreichte Freiheit des Dienstleistungsverkehrs 
keinen neuen Beschränkungen unterwerfen, ist nämlich aufgrund von Artikel 61 
Absatz 1 EWG-Vertrag nicht anwendbar. 

16 Somit ist auf die von der französischen Cour de cassation vorgelegte Frage zu 
antworten, daß es der EWG-Vertrag, insbesondere seine Artikel 59, 61, 62 und 84, 
vor Inkrafttreten der Verordnung Nr. 4055/86 nicht verbot, daß ein Mitgliedstaat 
anläßlich der Benutzung von auf seinem Inselterritorium gelegenen Hafeneinrich­
tungen durch ein Schiff Gebühren bei der Ausschiffung und bei der Einschiffung 
der Passagiere erhob, wenn die Passagiere von Häfen in einem anderen Mitglied­
staat kamen oder sich dorthin begaben, während solche Gebühren im Verkehr 
zwischen zwei im Inland gelegenen Häfen nur für die Einschiffung bei der Abfahrt 
vom Inselhafen erhoben wurden. 

Kosten 

17 Die Auslagen der Regierung der Französischen Republik und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen beim Gerichtshof eingereicht ha­
ben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das 
Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem vorlegenden Gericht anhängigen 
Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

auf die ihm von der französischen Cour de cassation mit Urteil vom 17. Januar 
1989 vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Der EWG-Vertrag, insbesondere seine Artikel 59, 61, 62 und 84, verbot es vor 
Inkrafttreten der Verordnung Nr. 4055/86 des Rates vom 22. Dezember 1986 zur 
Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf die Seeschiff­
fahrt zwischen Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern 
nicht, daß ein Mitgliedstaat anläßlich der Benutzung von auf seinem Inselterrito­
rium gelegenen Hafeneinrichtungen durch ein Schiff Gebühren bei der Ausschif­
fung und bei der Einschiffung der Passagiere erhob, wenn die Passagiere von Häfen 
in einem anderen Mitgliedstaat kamen oder sich dorthin begaben, während solche 
Gebühren im Verkehr zwischen zwei im Inland gelegenen Häfen nur für die Ein­
schiffung bei der Abfahrt vom Inselhafen erhoben wurden. 

Schockweiler Mancini O'Higgins 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 13. Dezember 1989. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

F. A. Schockweiler 
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